


Integration 

br.verbstatigkeit von 
Geflüchteten steigt 

Die Erwerbstätigenquote unter Geflüchteten 

in Deutschland steigt mit der Aufenthalts­

dauer. Das zeigt eine aktuelle Studie des Ins­

tituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(!AB). Sieben Jahre nach Zuzug sind 63 Pro­

zent erwerbstätig, nach acht Jahren 68 Pro­

zent. Knapp zwei Drittel der 2015 zugezoge­

nen Geflüchteten gingen im Jahr 2022 einer 

bezahlten Erwerbstätigkeit nach. Neun von 

zehn waren sozialversicherungspflichtig 

beschäftigt. 

Die Studie zeigt weiterhin, dass verbesserte 

institutionelle Rahmenbedingungen und 

umfassende Integrationsmaßnahmen einen 

positiven Einfluss auf die Arbeitsmarktinteg-

• ration haben. Insbesondere die Beschleuni­

gung von Asylverfahren, Lockerungen von

Beschäftigungsverboten sowie Sprachpro­

gramme des Bundesamts für Migration und

Flüchtlinge fördern die Erwerbstätigkeit. Die

weiterhin bestehenden Wohnsitzauflagen

verzögerten hingegen die Integration in den

Arbeitsmarkt. Die Untersuchungsergebnisse

betonen die Bedeutung einer frühen Teilnah­

me an Integrationsmaßnahmen. Darüber

hinaus spielen nach wie vor gesellschaftliche

Akzeptanz und ein positives Willkom­

mensklima eine entscheidende Rolle. Die

Studie ist online veröffentlicht unter https://

tinyurl.com/nc09-24-IAB HD 

Inflation 

Preissteigerungen belasten 
ärmere l\1enschen besonders 

Die Preisanstiege von Lebensmitteln in den 

Jahren 2022 und 2023 hatten eine starke Aus­

wirkung auf einkommensschwache Haushal­

te in Deutschland. Dies betont eine Meldung 

des Informationsdienstes des Instituts der 

deutschen Wirtschaft (iwd). 

Wahrend im Jahr 2022 vor allem die steigen­

den Energiekosten die Inflation vorantrieben, 

waren es 2023 insbesondere die deutlich 
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erhöhten Preise für Lebensmittel. Diese lagen 

im März 2023 um mehr als 21 Prozent über 

dem Wert des Vorjahresmonats. 

Haushalte mit geringem Einkommen geben 

in der Regel einen höheren Anteil ihres Bud­

gets für Nahrungsmittel aus. Daher waren 

einkommensschwächere Haushalte tendenzi­

ell stärker von diesen Preiserhöhungen 

betroffen. 

Trotz der höheren Belastungen halten 

Ökonomen des Instituts der deutschen 

Wirtschaft weitere Entlastungsmaßnahmen 

seitens der Politik vorerst nicht für erforder­

lich. Zielgerichtete Entlastungen wie die 

Wohngeld-Plus-Reform im Jahr 2023 unter­

stützten bereits die Einkommensschwäche­

ren. Außerdem sei zu beachten, dass die 

Inflationsrate seit einigen Monaten rück­

läufig ist. Die Preise für Lebensmittel waren 

dabei im März 2024 sogar günstiger als im 

März 2023. 

Weitere Informationen unter https://tinyurl. 

com/nc09-24-inflation HD 

CARITAS 

Demografie 

Re5ionale Unterschiede bei
Bevölke ·t.;ngsentwicklung 
Die Bevölkerungsentwicklung in Deutsch­

land variiert regional stark, wie eine aktuell 

von der Bertelsmann-Stiftung herausgegebe­

ne Analyse des Datenportals „Wegweiser 

Kommune" zeigt. Laut der Prognose werden 

einige Bundesländer bis 2040 einen Bevölke­

rungszuwachs, andere werden einen Rück­

gang verzeichnen. Baden-Württemberg etwa 

wird um 4,6 Prozent wachsen, in Sachsen-An­

halt wird die Bevölkerung um 12,3 Prozent 

sinken. Zunehmen werde die Alterung der 

Gesellschaft, was Auswirkungen auf Erwerbs­

tätigkeit, Alterssicherungssysteme und Pfle­

gebedarf haben wird. Deshalb brauche es 

gezielte Strategien, um eine Infrastruktur für 

ältere Generationen aufzubauen und die wirt­

schaftlichen Herausforderungen zu bewälti­

gen. Weitere Informationen unter https:// 

tinyurl.com/nc09-24-demografie HD 
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